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Quelle: www.richtig-leasen.de  –  Download-Center 

Nachfolgend handelt es sich um eine textliche Neuerfassung des Originaltextes: 

 

Ertragsteuerliche Behandlung von Finanzierungs-Leasing-Verträgen  

über unbewegliche Wirtschaftsgüter  

BMWF-Schreiben vom 21.3.1972 (BStBl I S. 188) - F/IV B 2 – S 2170 – 11/72  

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird 

zu der Frage der ertragsteuerlichen Behandlung von Finanzierungs-Leasing-Verträgen über unbewegliche 

Wirtschaftsgüter wie folgt Stellung genommen:  

I. Finanzierungs-Leasing-Verträge  

1. Allgemeines  

a) In meinem Schreiben vom 19. April 1971 – IV B/2 – S 2170 – 31/71 – habe ich unter Berücksich-

tigung des BFH-Urteils vom 26.1.1970 (BStBl II S. 264) zur steuerlichen Behandlung von Finan-

zierungs-Leasing-Verträgen über bewegliche Wirtschaftsgüter Stellung genommen. Die in Ab-

schnitt II dieses Schreibens enthaltenen Ausführungen über den Begriff und die Abgrenzung des 

Finanzierungs-Leasing-Vertrages bei beweglichen Wirtschaftsgütern gelten entsprechend für Fi-

nanzierungs-Leasing-Verträge über unbewegliche Wirtschaftsgüter.  

b) Ebenso wie bei den Finanzierungs-Leasing-Verträgen über bewegliche Wirtschaftsgüter kann bei 

vor dem 24. April 1970 abgeschlossenen Finanzierungs-Leasing-Verträgen über unbewegliche 

Wirtschaftsgüter zur Gewährleistung einer einheitlichen Rechtsanwendung und aus Vereinfa-

chungsgründen von dem wirtschaftlichen Eigentum des Leasing-Gebers am Leasing-Gegenstand, 

einer Vermietung oder Verpachtung an den Leasing-Nehmer und von der bisherigen steuerlichen 

Behandlung ausgegangen werden, wenn die Vertragsparteien in der Vergangenheit übereinstim-

mend eine derartige Zurechnung zugrunde gelegt haben und auch in Zukunft daran festhalten. Das 

gilt auch, wenn die Vertragslaufzeit über den genannten Stichtag hinausreicht.  

c) Für die steuerliche Zurechnung von unbeweglichen Wirtschaftsgütern bei Finanzierungs-Leasing-

Verträgen, die nach dem 23. April 1970 abgeschlossen wurden, gelten unter Berücksichtigung der 

in Abschnitt III meines Schreibens vom 19.4.1971 aufgestellten Grundsätze und des BFH-Urteils 

vom 18.11.1970 (BStBl 1971 II S. 133) über Mietkaufverträge bei unbeweglichen Wirtschaftsgü-

tern die in Nummer 2 aufgeführten Kriterien.  

d) Die Grundsätze für die Behandlung von unbeweglichen Wirtschaftsgütern gelten nicht für Be-

triebsvorrichtungen, auch wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grundstücks sind (§ 50 Abs. 1 

Satz 2 BewG a.F.). Die Zurechnung von Betriebsvorrichtungen, die Gegenstand eines Finanzie-

rungs-Leasing-Vertrages sind, ist vielmehr nach den Grundsätzen für die ertragsteuerliche Behand-

lung von beweglichen Wirtschaftsgütern zu beurteilen. Für die Abgrenzung der Betriebsvorrich-

tungen von den Gebäuden sind die Anweisungen in dem übereinstimmenden Ländererlaß über die 

Abgrenzung der Betriebsvorrichtungen vom Grundvermögen vom 28.3.1960 (BStBl 1960 II S. 93) 

maßgebend.  

 

2. Steuerliche Zurechnung unbeweglicher Leasing-Gegenstände 

a) Die Zurechnung des unbeweglichen Leasing-Gegenstandes ist von der von den Parteien gewählten 

Vertragsgestaltung und deren tatsächlicher Durchführung abhängig. Unter Würdigung der gesam-

ten Umstände ist im Einzelfall zu entscheiden, wem der Leasing-Gegenstand zuzurechnen ist.  

Die Zurechnungs-Kriterien sind dabei für Gebäude und Grund und Boden getrennt zu prüfen.  

b) Bei Finanzierungs-Leasing-Verträgen ohne Kauf- oder Verlängerungsoption und Finanzierungs-

Leasing-Verträgen mit Mietverlängerungsoption ist der Grund und Boden grundsätzlich dem Lea-

sing-Geber zuzurechnen, bei Finanzierungs-Leasing-Verträgen mit Kaufoption dagegen regelmä-

ßig dem Leasing-Nehmer, wenn nach Buchstabe c auch das Gebäude dem Leasing-Nehmer zuge-

rechnet wird. Für die Zurechnung des Grund und Bodens in Fällen des Spezial-Leasings ist ent-

sprechend zu verfahren.  
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c) Für die Zurechnung der Gebäude gilt im einzelnen das Folgende:  

aa) Ist die Grundmietzeit kürzer als 40 v. H. oder länger als 90 v. H. der betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauer des Gebäudes, so ist das Gebäude regelmäßig dem Leasing-Nehmer zuzurechnen. 

Wird die Absetzung für Abnutzung des Gebäudes nach § 7 Abs. 4 Satz 1 oder Abs. 5 EStG bemes-

sen, so gilt als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer ein Zeitraum von 50 Jahren. Hat der Leasing-

Nehmer dem Leasing-Geber an dem Grundstück, das Gegenstand des Finanzierungs-Leasing-

Vertrages ist, ein Erbbaurecht eingeräumt und ist der Erbbaurechtszeitraum kürzer als die betriebs-

gewöhnliche Nutzungsdauer des Gebäudes, so tritt bei Anwendung des vorstehenden Satzes an die 

Stelle der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Gebäudes der kürzere Erbbaurechtszeitraum.  

 

bb) Beträgt die Grundmietzeit mindestens 40 v. H. und höchstens 90 v. H. der betriebsgewöhnli-

chen Nutzungsdauer, so gilt unter Berücksichtigung der Sätze 2 und 3 des vorstehenden Doppel-

buchstabens aa folgendes:  

Bei Finanzierungs-Leasing-Verträgen ohne Kauf- oder Mietverlängerungsoption ist das Gebäude 

regelmäßig dem Leasing-Geber zuzurechnen.  

Bei Finanzierungs-Leasing-Verträgen mit Kaufoption kann das Gebäude regelmäßig nur dann dem 

Leasing-Geber zugerechnet werden, wenn der für den Fall der Ausübung des Optionsrechtes vor-

gesehene Gesamtkaufpreis nicht niedriger ist als der unter Anwendung der linearen AfA ermittelte 

Buchwert des Gebäudes zuzüglich des Buchwertes für den Grund und Boden oder der niedrigere 

gemeine Wert des Grundstücks im Zeitpunkt der Veräußerung. Wird die Höhe des Kaufpreises für 

den Fall der Ausübung des Optionsrechtes während oder nach Ablauf der Grundmietzeit festgelegt 

oder verändert, so gilt entsprechendes. Die Veranlagungen sind ggf. zu berichtigen.  

Bei Finanzierungs-Leasing-Verträgen mit Mietverlängerungsoption kann das Gebäude regelmäßig 

nur dann dem Leasing-Geber zugerechnet werden, wenn die Anschlußmiete mehr als 75 v. H. des 

Mietentgeltes beträgt, das für ein nach Art, Lage und Ausstattung vergleichbares Grundstück übli-

cherweise gezahlt wird. Wird die Höhe der Leasing-Raten für den Verlängerungszeitraum während 

oder nach Ablauf der Grundmietzeit festgelegt oder verändert, so gilt Entsprechendes. Die Veran-

lagungen sind ggf. zu berichtigen.  

Verträge ohne Mietverlängerungsoption, bei denen nach Ablauf der Grundmietzeit eine Vertrags-

verlängerung für den Fall vorgesehen ist, daß der Mietvertrag nicht von einer der Vertragsparteien 

gekündigt wird, sind steuerlich grundsätzlich ebenso wie Finanzierungs-Leasing-Verträge mit 

Mietverlängerungsoption zu behandeln.  

 

d) Bei Spezial-Leasing-Verträgen ist das Gebäude stets dem Leasing-Nehmer zuzurechnen.  

 

II. Bilanzmäßige Darstellung 

1. Zurechnung des Leasing-Gegenstandes beim Leasing-Geber 

a) Darstellung beim Leasing-Geber  

Der Leasing-Geber hat den Leasing-Gegenstand mit seinen Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten zu aktivieren.  

Die Leasing-Raten sind Betriebseinnahmen.  

b) Darstellung beim Leasing-Nehmer  

Die Leasing-Raten sind grundsätzlich Betriebsausgaben.  

2. Zurechnung des Leasing-Gegenstandes beim Leasing-Nehmer 

a) Bilanzierung beim Leasing-Nehmer 

Der Leasing-Nehmer hat den Leasing-Gegenstand mit seinen Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten zu aktivieren. Als Anschaffungs- oder Herstellungskosten gelten die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten des Leasing-Gebers, die der Berechnung der Leasing-Raten zugrunde gelegt wor-

den sind, zuzüglich etwaiger weiterer Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die nicht in den 

Leasing-Raten enthalten sind (vgl. Schreiben vom 5. Mai 1970 – IV B/2 – S 2170 – 4/70 –).  
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In Höhe der aktivierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten mit Ausnahme der nicht in den 

Leasing-Raten berücksichtigten Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Leasing-Nehmers ist 

eine Verbindlichkeit gegenüber dem Leasing-Geber zu passivieren.  

Die Leasing-Raten sind in einen Zins- und Kostenanteil sowie einen Tilgungsanteil aufzuteilen. 

Bei der Aufteilung ist zu berücksichtigen, daß sich infolge der laufenden Tilgung der Zinsanteil 

verringert und der Tilgungsanteil entsprechend erhöht.  

Der Zins- und Kostenanteil stellt eine sofort abzugsfähige Betriebsausgabe dar, während der ande-

re Teil der Leasing-Rate als Tilgung der Kaufpreisschuld erfolgsneutral zu behandeln ist.  

b) Bilanzierung beim Leasing-Geber  

Der Leasing-Geber aktiviert eine Kaufpreisforderung an den Leasing-Nehmer in Höhe der den 

Leasing-Raten zugrunde gelegten Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Dieser Betrag ist grund-

sätzlich mit der vom Leasing-Nehmer ausgewiesenen Verbindlichkeit identisch.  

Die Leasing-Raten sind in einen Zins- und Kostenanteil sowie in einen Anteil Tilgung der Kauf-

preisforderung aufzuteilen. Wegen der Aufteilung der Leasing-Raten und deren steuerlicher Be-

handlung gelten die Ausführungen unter a entsprechend.  

III. Andere Verträge  

Erfüllen Verträge über unbewegliche Wirtschaftsgüter nicht die Merkmale, die als Voraussetzung für den 

Begriff des Finanzierungs-Leasings in Abschnitt II meines Schreibens vom 19.4.1971 aufgeführt sind, so 

ist nach allgemeinen Grundsätzen, insbesondere auch nach den von der Rechtsprechung aufgestellten 

Grundsätzen über Mietkaufverträge zu entscheiden, wem der Leasing- oder Mietgegenstand zuzurechnen 

ist (vgl. hierzu insbesondere BFH-Urteile vom 5.11.1957 – BStBl 1957 III S. 445 –, 25.10.1963 – BStBl 

1964 III S. 44 –, 2.8.1966 – BStBl 1967 III S. 63 – und 18.11.1970 – BStBl 1971 II S. 133).  


